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Meinung

Gefährliche
Liebschaften
So gesehen Wie man

Whistleblowing populärer
machen kann

Schauspielerin und Playmate
Pamela Anderson hat in die-
ser Woche auf ihrer Home -
page einen Text veröffent-
licht. „Warum mein Herz zu
Julian steht“, heißt es über
dem Liebesbrief an den
 WikiLeaks-Gründer Julian
Assange. Die Plattform hat
mehrfach interne Dokumen-
te von US-Behörden veröf-
fentlicht, aus Angst vor Straf-
verfolgung lebt Assange seit
fünf Jahren in der ecuadoria-
nischen Botschaft in London.
Nun schrieb Anderson, die
ihn mehrmals dort besucht
hat: „Wenn ich über Julian
nachdenke, dann frage ich
mich, was einen Mann sexy
macht. Mit Sicherheit sind
die größten Qualitäten für
Sexappeal bei einem Mann
Mut und Courage. Sexiness
bei einem Mann bedeutet,
Stärke zu zeigen. Überzeu-
gungen zu haben und den
Mut zu beweisen, zu ihnen
zu stehen.“ Es ist der bislang
wirkungsvollste Versuch,
Whistleblowing attraktiver
zu machen. In Deutschland
hatte zuletzt der Grüne Hans-
Christian Ströbele einen Vor-
stoß gewagt. Er besuchte
NSA-Whistleblower Edward
Snowden in Moskau. Zudem
brachte seine Fraktion einen
Gesetzentwurf zur „Förde-
rung von Transparenz und
zum Diskriminierungsschutz
von Hinweisgeberinnen und
Hinweisgebern“ ein. Der Ver-
such der Grünen war gut
 gemeint, die Partei vergaß
 allerdings, den Faktor Sexi-
ness zu bedenken. Dieser
könnte durch eine Entkrimi-
nalisierung von Whistleblo-
wern bedroht werden. Denn
Pamela Anderson, so konnte
man nun der Presse entneh-
men, steht ausschließlich auf
„Bad Boys“. Britta Stuff

Kittihawk

Jan Fleischhauer Der schwarze Kanal

Preis der Freiheit
Die Vereinten Nationen

machen sich Sorgen
um die Meinungsfrei-
heit in Deutschland.
Der Sonderberich t -
erstatter für Mei-

nungsfreiheit, David
Kaye, hat einen Brief

an die Bundesregierung
geschrieben, in dem er sie auffordert, die
Einhaltung der Menschenrechte sicher -
zustellen. Die Regierung hat bis Ende Juli
Zeit, Kaye zu antworten. Meinungsfrei-
heitsmäßig liegen wir damit auf einer Ebe-
ne mit Kasachstan und Simbabwe. 

Die Schuld an der Vertrauenskrise trägt
ausgerechnet unser Justizminister Heiko
Maas. „Maas, Maas?“, werden sich jetzt ei-
nige fragen. „Ist das nicht dieser nette
 Politiker von der SPD, der mit der Schau-
spielerin Natalia Wörner zusammen ist?“
Genau, das ist er. Maas hat ein Gesetz auf
den Weg gebracht, das dabei helfen soll,
dass Unternehmen wie Facebook nicht
mehr einfach alles ungehindert auf ihren
Seiten lassen. Wenn sie nicht dafür sorgen,
dass zum Beispiel schlimme Beleidigungen
oder Hasstiraden gegen Minderheiten
 entfernt werden, müssen sie Strafe zahlen. 

Kritiker des Gesetzes bemängeln, dass
damit private Unternehmen entscheiden,
was veröffentlicht wird und was nicht. Sie
sagen, das sei Zensur und eine Privatisie-
rung des Rechts. Wenn das wahr ist, dann
ist die Meinungsfreiheit in Deutschland
viel stärker bedroht, als mir bislang klar
war. Die „Süddeutsche Zeitung“ oder die
„Frankfurter Allgemeine“ entscheiden
 jeden Tag darüber, was auf ihren Seiten er-

scheint. Auch im Forum, wo sich die Leser
der digitalen Ausgabe äußern können,
herrscht Zensur. Statt alles online zu stel-
len, wählt die Redaktion genau aus, welche
Meinung sie zulässt und welche nicht. 

Meinetwegen kann die Meinungsfreiheit
gar nicht groß genug sein. Ich ertrage es
klaglos, wenn Leute über mich herziehen.
Das ist der Preis der Freiheit, sage ich mir
dann. Aber wir haben in Deutschland nun
mal Strafgesetze, die Grenzen ziehen. Wer
Menschen in besonderer Weise herabwür-
digt, läuft Gefahr, vor Gericht zu landen.
Auch Leute, die den Holocaust leugnen
oder zum Rassenhass aufrufen, müssen mit
Strafen rechnen. Es ist ein Gebot der Fair-
ness, dass Gesetze für alle gelten. Wenn
man der Auffassung ist, dass jeder das
Recht haben sollte, andere zu bepöbeln
und zu beleidigen, wie er lustig ist, muss
man insgesamt die Verbote lockern. Es
käme ja auch niemand auf die Idee, der
„Süddeutschen“ einen Sonderstatus einzu-
räumen, nur weil sie in München erscheint.

Es gibt die Befürchtung, dass Facebook
aus Angst vor Strafe einfach alles löscht,
was Ärger machen könnte. Für einen Com-
puter ist es fast unmöglich zu entscheiden,
wo die Grenze zwischen Satire und Schmä-
hung verläuft. Um sein Geschäftsmodell zu
retten, müsste der Konzern viele Men-
schen einstellen, die damit beschäftigt wä-
ren, strafbare Inhalte herauszufiltern. Das
wäre das erste Mal, dass der Mensch die
Maschine ersetzt. Man muss kein Sozi sein,
um das für etwas Positives zu halten.

An dieser Stelle schreiben Jakob Augstein, 
Jan Fleischhauer und Markus Feldenkirchen im Wechsel.


